
 
 
 
 

Satzung 
der Stadt Geilenkirchen 

über die Erhebung von Elternbeiträgen  
für die Inanspruchnahme von Betreuungsangeboten für Kinder 

in Tageseinrichtungen und in Tagespflege 
im Jugendamtsbezirk Geilenkirchen 

 
Vom 24.04.2018 

 
in der Fassung der Änderungssatzungen 

vom 17.12.2018, 04.07.2019, 19.03.2020 und 14.01.2020 
 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 41 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 03.02.2015 (GV. NRW S. 208), der §§ 23 und 90 des 
Sozialgesetzbuches - Achtes Buch - (SGB VIII) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11.09.2012 (BGBl. I S. 2022), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 21.01.2015 (BGBl. I S. 10), der §§ 1, 2 und 8 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG) vom 21.10.1969 (GV. NRW S. 712), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 12.05.2015 (GV. NRW S. 448) sowie des § 23 des Ge-
setzes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern – Kinderbil-
dungsgesetz - (KiBiz) vom 30.10.2007 (GV. NRW S. 462), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 17.06.2014 (GV. NRW S. 336) hat der 
Rat der Stadt Geilenkirchen in seiner Sitzung am 11.04.2018 fol-
gende Neufassung der „Satzung der Stadt Geilenkirchen über die 
Erhebung von Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme von Be-
treuungsangeboten in Tageseinrichtungen für Kinder und der Ta-
gespflege im Jugendamtsbezirk Geilenkirchen“ beschlossen: 
 

§ 1 
Beitragspflicht und Beitragszeitraum 

 
(1) Die Stadt Geilenkirchen erhebt für die Betreuung von Kindern 

in Tageseinrichtungen sowie für die Inanspruchnahme von 
Leistungen der Kindertagespflege in ihrem Zuständigkeitsbe-
reich Elternbeiträge. 

 
(2)  Beitragspflichtig sind Eltern, deren Kinder eine Tageseinrich-

tung für Kinder im Zuständigkeitsbereich der Stadt Geilenkir-
chen als örtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe besu-
chen oder eine durch das Jugendamt vermittelte Betreuung 
eines Kindes im Rahmen der Tagespflege in Anspruch neh-
men. Eltern im Sinne dieser Vorschrift sind auch Pflegeeltern 
eines Kindes, denen bei Vollzeitpflege nach § 33 Sozialgesetz-
buch – Achtes Buch – (SGB VIII) ein Kinderfreibeitrag nach § 
32 Einkommenssteuergesetz (EStG) gewährt wird oder die 
Kindergeld erhalten. Lebt ein Kind nur mit einem Elternteil zu-
sammen in häuslicher Gemeinschaft, so tritt dieser an die Stel-
le der Eltern. 

 
(3)  Die Eltern haben entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leis-

tungsfähigkeit monatlich ab dem Monat der Aufnahme des 
Kindes in eine Tageseinrichtung für Kinder oder in Tagespflege 
öffentlich rechtliche Beiträge zu den Jahresbetriebskosten der 
Tageseinrichtungen bzw. zu den Aufwendungen für die Tages-
pflege zu entrichten. Die Eltern haften hierbei als Gesamt-
schuldner. Die Elternbeiträge werden immer für einen gesam-
ten Monat erhoben, auch wenn die Inanspruchnahme einer 
Tageseinrichtung oder der Tagespflege nicht während des ge-
samten Monats erfolgt. 

(4)  Die Höhe der durch das Jugendamt mittels Bescheid festzuset-
zenden Beiträge richtet sich neben dem Alter des Kindes nach 
dem in Anspruch genommenen zeitlichen Umfang der Betreu-
ung sowie der Höhe des Einkommens beider Elternteile. Be-

treuungszeiten in Tageseinrichtungen und Tagespflege addie-
ren sich zu einer Gesamtbetreuungszeit. Lebt ein Kind in häus-
licher Gemeinschaft mit nur einem Elternteil, so ist nur das 
Einkommen dieses Elternteils für die Beitragseinstufung maß-
gebend. Im Falle des § 1 Abs. 2 Satz 2 dieser Satzung (Pflege-
verhältnis) erfolgt grundsätzlich die Einstufung in die Beitrags-
stufe 2 der Anlage zu dieser Satzung. 

 
(5)  Beitragszeitraum ist grundsätzlich das Kindergartenjahr. Die-

ses entspricht dem Schuljahr. Die Beitragspflicht wird durch 
Schließungszeiten in der jeweiligen Einrichtung nicht berührt. 

 
(6)  Sofern Mahlzeiten in den Tageseinrichtungen angeboten wer-

den, werden die Kosten für die Inanspruchnahme von der je-
weiligen Tageseinrichtung vor Ort erhoben. Zahlungen diesbe-
züglich sind von den Eltern unmittelbar an die Einrichtung zu 
leisten. 

 
§ 2 

Beitragshöhe und Fälligkeit 
 
(1)  Die Höhe des monatlich zu entrichtenden Elternbeitrages 

ergibt sich aus der Anlage zu dieser Satzung. Der durch Be-
scheid festgesetzte monatliche Beitrag ist jeweils zum 01. ei-
nes Monats im Voraus zu entrichten. Für schulpflichtige Kinder 
bis 14 Jahre, die ein Betreuungsangebot der Tagespflege in 
Anspruch nehmen, wird ein Beitrag analog der Kinder im Alter 
von 2 Jahren bis Schulantritt erhoben. 

 
(2)  Bei der Aufnahme und danach haben die Eltern dem Jugend-

amt unaufgefordert schriftlich anzugeben und durch die Vor-
lage geeigneter Einkommensnachweise zu dokumentieren, 
welche Einkommensstufe gemäß der Anlage zu dieser Satzung 
unter Berücksichtigung der gebuchten Betreuungszeiten bei 
der Festsetzung der Elternbeiträge zu Grunde zu legen ist. In 
der Folge haben die Eltern jede beitragsrelevante Änderung in 
den persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen unver-
züglich anzugeben und durch geeignete Dokumente nachzu-
weisen. 

 
(3)  Ohne Angabe einer Einkommenshöhe und ohne den geforder-

ten Nachweis ist der höchste Elternbeitrag zu leisten. Die Fest-
setzung des Höchstbeitrages erfolgt durch Bescheid. 

 
(4) Eine Änderung des Betreuungsumfangs im laufenden Kinder-

gartenjahr zieht entsprechend der Anlage zu dieser Satzung 
eine Änderung der Höhe des Elternbeitrags ab dem Ände-
rungsmonat nach sich. 

 
§ 3 

Beitragsbefreiungen 
 
(1)  Die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrich-

tungen oder Kindertagespflege durch Kinder, die bis zum 30. 
September das vierte Lebensjahr vollendet haben werden, ist 
ab Beginn des im selben Kalenderjahr beginnenden Kindergar-
tenjahres bis zur Einschulung beitragsfrei. 

(2)  Besuchen zwei oder mehr Kinder von Personen, die nach § 1 
Abs. 2 dieser Satzung beitragspflichtig sind, gleichzeitig eine 
Tageseinrichtung oder nehmen Betreuungsangebote der Ta-
gespflege in Anspruch, wird ein Elternbeitrag nur für ein Kind 
erhoben. Sofern für ein Kind eine Beitragsbefreiung nach § 3 
Abs. 1 dieser Satzung besteht, wird für die weiteren Kinder 
kein Beitrag erhoben. 

 
(3)  Ergeben sich bei den Kindern aufgrund verschiedener Betreu-

ungsumfänge unterschiedlich hohe Beiträge, so ist für die 
Festsetzung des zu entrichtenden Elternbeitrages der höchste 
sich ergebende Betrag maßgebend. 
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(4)  Es wird kein Beitrag erhoben, wenn Eltern oder Kinder Leis-
tungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II,  
Leistungen nach dem dritten und vierten Kapitel des SGB XII, 
Leistungen nach den §§ 2 und 3 des Asylbewerberleistungsge-
setzes beziehen oder wenn die Eltern des Kindes Kinderzu-
schlag gemäß § 6 a des Bundeskindergeldgesetzes oder 
Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz erhalten. 

  
§ 4 

Einkommen 
 
(1)  Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positi-

ven Einkünfte der Eltern im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des 
Einkommenssteuergesetzes, demnach die Bruttoeinkünfte ab-
züglich der nachgewiesenen Werbungskosten. Werbungskos-
ten werden i. H. des durch die Finanzbehörde anerkannten 
Betrages berücksichtigt. Liegt kein Steuerbescheid vor, wird 
die jeweils gültige Werbungskostenpauschale zugrunde ge-
legt. Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkommensar-
ten und mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten 
ist nicht zulässig.  

 Dem Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind steuerfreie Ein-
künfte, Unterhaltsleistungen, Lohnersatzleistungen sowie die 
zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen 
Leistungen für die Eltern und das Kind, für das der Elternbei-
trag gezahlt wird, hinzuzurechnen.  

 Bei Einkünften aus selbstständiger Tätigkeit ist der erwirt-
schaftete Gewinn maßgebend. 

 
(2)  Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und ent-

sprechenden Vorschriften sowie das Baukindergeld des Bun-
des sind nicht hinzuzurechnen. Das Elterngeld nach dem Bun-
deselterngeld- und Elternzeitgesetz ist bis zu einer Höhe von 
300,00 € nicht hinzuzurechnen. 

 
(3)  Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsver-

hältnis oder aufgrund der Ausübung eines Mandats und steht 

ihm aufgrund dessen für den Fall des Ausscheidens eine le-
benslängliche Versorgung oder an dieser Stelle eine Abfindung 
zu oder ist er in der gesetzlichen Rentenversicherung nachzu-
versichern (Beamte, Richter, Pfarrer, Lehrer, Soldaten etc.), 
dann ist dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen ein 
Betrag von 10 v. H. der Einkünfte aus diesem Beschäftigungs-
verhältnis oder aufgrund der Ausübung des Mandats hinzuzu-
rechnen. 

 
(4)  Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Abs. 6 

Einkommenssteuergesetz zu gewährenden Freibeträge von 
dem nach Abs. 1 ermittelten Einkommen abzuziehen. 

 
(5)  Maßgebend ist das Einkommen des gesamten Kalenderjahres, 

für das der Elternbeitrag festgesetzt werden soll. Es gilt das 
Jährlichkeitsprinzip. Soweit das Jahreseinkommen im Sinne 
des Satzes 1 nicht feststeht, ist der Elternbeitrag vorläufig 
festzusetzen. Hierbei ist hilfsweise auf das Jahreseinkommen 
des vorangegangenen Kalenderjahres oder auf das zu erwar-
tende Jahreseinkommen abzustellen. 

 
(6)  Änderungen der Einkommensverhältnisse, die zu einem höhe-

ren Elternbeitrag führen können, sind unverzüglich anzuge-
ben. Bei Überprüfung einer bereits erfolgten oder einer erst-
maligen rückwirkenden Beitragsfestsetzung wird das tatsächli-
che Einkommen im Jahr der Beitragspflicht zugrunde gelegt. 

 
§ 5 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.08.2018 in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt 
tritt die Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die 
Inanspruchnahme von Betreuungsangeboten in Tageseinrichtun-
gen für Kinder und der Tagespflege im Jugendamtsbezirk Gei-
lenkirchen vom 15.12.2016 außer Kraft. 
 

 
 
 
 
Anlage 
 
zur Satzung der Stadt Geilenkirchen über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme von Betreuungsangeboten für Kinder in 
Tageseinrichtungen und in Tagespflege im Jugendamtsbezirk Geilenkirchen 
 

Elternbeitragstabelle ab 01.08.2020 
    

  2 Jahre bis Schuleintritt unter 2 Jahre 

Jahreseinkommen 25 Stunden 35 Stunden 45 Stunden 25 Stunden 35 Stunden 45 Stunden 

bis        27.000,- € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 

bis        38.000,- € 50,30 €     58,33 €      81,19 €      89,20 €   125,77 €   162,92 €  

bis        50.000,- € 84,72 €      97,49 €   133,47 €   134,63 €   189,17 €   242,56 €  

bis        62.000,- €  133,47 €   153,19 €   206,57 €   178,72 €   249,52 €   321,48 €  

bis        74.000,- €  175,25 €   201,93 €   273,88 €   201,93 €   282,02 €   363,26 €  

bis        86.000,- €  210,07 €   241,39 €   328,44 €   242,56 €   338,88 €   436,36 €  

bis        98.000,- €  244,88 €   282,02 €   382,97 €   283,17 €   395,75 €   509,48 €  

bis      110.000,- €  275,56 €   323,29 €   438,77 €   315,55 €   440,76 €   567,69 €  

über   110.000,- €           309,86 €             368,74 €    500,22 €   352,03 €   491,63 €            633,43 €  

 


